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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 14 AS 51/10 S 
 
L 11 AS 8/10 NZB (Bayerisches LSG) 
S 13 AS 937/08 (SG Würzburg) 
 
 
 
…………………………………. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Würzburg, 
vertreten durch das Landratsamt Würzburg, 
Zeppelinstraße 15, 97074 Würzburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. Mai 2010 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie die Richterinnen  

Dr. D ü r i n g    und   K r a u ß  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Bayerischen Landes-

sozialgerichts vom 16. März 2010 - L 11 AS 8/10 NZB - wird als unzulässig ver-

worfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht-

lichen Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Der Kläger wendet sich mit seinem Schreiben vom 22.4.2010 gegen einen Beschluss des 

Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) vom 16.3.2010 (L 11 AS 8/10 NZB), mit dem dieses 

die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Berufung im Urteil des Sozialgerichts (SG) 

Würzburg vom 26.11.2009 (S 13 AS 937/08) zurückgewiesen hat. Zugleich hat es darauf hin-

gewiesen, dass der Beschluss unanfechtbar ist. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Sie ist zum einen nicht statthaft. Gegen die Entscheidung des 

LSG ist nach § 177 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kein Rechtsmittel gegeben. Ein Ausnahmefall 

iS von § 160a Abs 1 SGG oder § 17a Abs 4 Satz 4 Gerichtsverfassungsgesetz liegt hier nicht 

vor. Zum anderen können Rechtsmittel zum Bundessozialgericht wirksam nur durch einen 

zugelassenen Prozessbevollmächtigten eingelegt werden (§ 73 Abs 4 SGG).  

 

Die Beschwerde ist daher entsprechend § 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG als 

unzulässig zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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